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Städtebaulicher Vertrag 

  

Zwischen der 

 

Gemeinde Am Mellensee 

v.d.d. Bürgermeister, 

Herrn Frank Broshog 

Zossener Straße 21c 

15838 Am Mellensee 

 

 

   

  

   

  

  

  - im Folgenden "Gemeinde" genannt -  

und   

 

Herrn Dietmar Wilke 

Am Busenberg 2 

15838 Am Mellensee 

 

  

    

    - im Folgenden "Vorhabenträger" genannt -  

 

wird folgendes vereinbart. 

 

Vorbemerkung   

Der Vorhabenträger ist Eigentümer von derzeitig im Außenbereich nach § 35 Bau GB liegenden Flurstü-

cken im Ortsteil Rehagen , Gemarkung Rehagen, Flur 3 , Flurstücke 587 und 668 teilweise.  

 

 

1. Vertragsgebiet  

  

1.1 Das Vertragsgebiet ergibt sich aus dem als Anlage 1 zum Vertrag beigefügten Plan, in welchem 

das Vertragsgebiet rot umrandet ist. Das Vertragsgebiet umfasst folgende Flurstücke der Ge-

markung Rehagen Flur 3, Flurstück 587 und 668 teilweise. 

 

1.2 Der Vorhabenträger ist Eigentümer der innerhalb des Vertragsgebietes liegenden Flächen. 

 

1.3 Der Vorhabenträger beabsichtigt, die weiteren im zukünftigen Geltungsbereich des Bebauungs-

plans liegenden Flächen zu erwerben. Insoweit handelt es sich um das Flurstück 340, das sich 

derzeit noch im Eigentum eines Dritten befindet. 

  

   2. Vertragszweck  

  

2.1    Die Gemeinde beabsichtigt unter Einbeziehung weiterer Flächen, für das Vertragsgebiet (in der 

Anlage 2 rot umrandet) einen Bebauungsplan aufzustellen, bereits konkretisiert als Bebauungs-

plan Nr. 18-01 „Rehagener Bahnhofstraße“, um damit die planungsrechtlichen Voraussetzun-

gen für die Genehmigung der durch den Vorhabenträger in diesem Gebiet vorgesehenen Vor-

haben zu schaffen.   

  

2.2     Der Vorhabenträger hat ein Interesse an der Aufstellung des Bebauungsplanes. Er beabsichtigt, 

innerhalb des unter Ziffer 1.1 genannten Vertragsgebietes ein Wohngebiet zu entwickeln. 

  

2.3     Zur Sicherung der Ziele und Zwecke des Bebauungsplanes und um die durch das Vorhaben 

aufgeworfenen Probleme auszuräumen, schließen die Parteien diesen Vertrag.  

Dokumentennummer: 

2020GV10TOP.. - 200110 
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3. Städtebauliche Planungen  

  

3.1  Der Vorhabenträger hat auf seine Kosten und Aufwendungen den Entwurf des Gesamtbebau-

ungsplanes durch das Architekturbüro C. Bley, Bahnhofstr. 21 in 15711 Königs Wusterhausen, 

dessen Beauftragung mit der Gemeinde abgestimmt wurde, nach Weisungen der Gemeinde er-

stellen zu lassen. Für weitere ggf. notwendige Fachplanungen (z.B. Grünordnungsplan; Vorprü-

fung des Einzelfalls; Lärmgutachten) hat der Vorhabenträger autorisierte Ingenieurbüros auf 

seine Kosten gebunden.  

  

3.2      Bei der Erarbeitung des Bebauungsplanes wird der Vorhabenträger mit den jeweils zuständigen 

Stellen der Gemeindeverwaltung zusammenarbeiten. Diese gewähren die erforderliche Unter-

stützung in jeder Phase des Erarbeitungsverfahrens im Interesse des Bebauungsplanes.  

  

3.3  Der Planentwurf einschließlich der Festsetzungen zur Grünordnung wird der Gemeinde  über-

lassen.  

 

3.4       Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass die Beauftragung des Architekturbüros über 

den Vorhabenträger mit der Erarbeitung eines Bebauungsplanentwurfes ausschließlich dazu er-

folgt, um sein technisch-fachliches Wissen und seine organisatorischen Fähigkeiten in An-

spruch zu nehmen. Die Unabhängigkeit und Entscheidungsfreiheit der Gemeindeverwaltung 

und der Gemeindevertretung auf die Inhalte des Bebauungsplanes, insbesondere im Hinblick 

auf die planerische Abwägung gemäß § 1 Abs. 6 BauGB, beim Satzungsbeschluss sowie wäh-

rend des gesamten Aufstellungsverfahrens des Bebauungsplanes bleiben dadurch unberührt.  

  

3.5      Ein Anspruch auf Aufstellung eines Bauleitplanes (oder einer sonstigen städtebaulichen Satzung) 

kann durch diesen Vertrag nicht begründet werden. Eine Haftung der Gemeinde für etwaige 

Aufwendungen des Vorhabenträgers, die dieser im Hinblick auf die Festsetzung des Bebau-

ungsplans und den Vollzug dieses Vertrages tätigt, ist ausgeschlossen.  

 

3.6 Das Satzungsdokument ist in digitaler Form (DXF-Format und x-plan-konform) zu erstellen und 

der Gemeinde zu übergeben. 

  

 

 4. Ausgleich- und Ersatzmaßnahmen, Brandschutz 

 

4.1  Der Vorhabenträger verpflichtet sich zur Vorbereitung, Durchführung und Finanzierung der durch 

sein Vorhaben innerhalb des Bebauungsplangebietes notwendig werdenden Ausgleichs-und Er-

satzmaßnahmen. Diese werden auf außerhalb des Bebauungsplangebietes befindlichen Flächen 

durchgeführt, die im Eigentum des Vorhabenträgers stehenist. Die Ausgleichs- und Ersatzmaß-

nahmen müssen durch die innerhalb des Bebauungsplangebietes durchgeführten Arbeiten erfor-

derlich werden und sich in einem wirtschaftlich vertretbaren Rahmen halten. Außerhalb des Plan-

gebietes, auf Flurstück 587 der Flur 3 der Gemarkung Rehagen sind infolge des B-Plans folgende 

externe Maßnahmen umzusetzen: 

 

Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen)  

 

Fledermäuse  

CEF 1: Die ungenutzte Halle auf dem Zauneidechsenersatzhabitat südlich des Geltungsbereiches ist für 

Fledermäuse entsprechend zu optimieren. Die Südseite des Gebäudes muss hierzu überwiegend 

verschlossen werden, um ein für Fledermäuse geeignetes Innenraumklima zu schaffen. In diesem 

Zusammenhang ist zusätzlich ein Bunker/Erdkeller oder ähnlicher unterirdischer Raum herzustel-

len und strukturell auszustatten, um den Verlust an Winterquartieren zu kompensieren. Das Ge-

bäude ist dann von innen und außen mit Ersatzquartieren zu bestücken. Weiterhin ist das Gebäu-

de vor unerlaubten Zutritt und Vandalismus zu sichern. Diese Maßnahme ist ein Jahr vor Beginn 

der Abrissmaßnahmen fertig zu stellen, sodass die ökologische Funktion ohne zeitliche Lücke er-

füllt werden kann. 

 



  

Städtebaulicher Vertrag Gemeinde Am Mellensee 18-01 „Rehagener Bahnhofstraße“                                                                                              

3  

Zauneidechse  

CEF 2: Für den Verlust des Lebensraumes der Zauneidechse im Plangebiet ist die Umsiedlung in ein 

nahegelegenes Ersatzhabitat (gelegen im unmittelbaren Anschluss an das bereits bestehende 

südlich angrenzende Zauneidechsenhabitat, siehe Anlage 3) vorgesehen. Die Flächengröße des 

Ersatzhabitats richtet sich nach der Größe der im Plangebiet bestehenden Zauneidechsenflächen 

zuzüglich der potenziell möglichen Habitate, mit einer Fläche von insgesamt rund 7.800m². Die 

Herstellung des Ersatzhabitats solltemuss spätestens 1 Jahr vor Beginn der Abriss- und Ro-

dungsarbeiten abgeschlossen sein. Innerhalb des Ersatzhabitats sind Maßnahmen zu dessen Le-

bensraumverbesserung für Zauneidechsen durchzuführen. Hierunter ist eine extensive 25-jährige 

Pflege zu verstehen, die grundbuchlich zu sichern ist. 

 

Zur Sicherung der außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans gelegenen Flächen 

wurden bereits Baulasten in das Baulastenverzeichnis eingetragen. 

 

4.21. Die Parteien sind sich einig, dass neu zu errichtende Gebäude, deren zweiter Rettungsweg über 

Rettungsgeräte der Feuerwehr führt und bei denen die Oberkante der Brüstung von zum Anleitern 

bestimmten Fenstern oder Stellen mehr als 8 Meter über der Geländeoberfläche liegt, nicht errich-

tet werden dürfen, da die Feuerwehr der Gemeinde Am Mellensee derzeit nicht über die erforderli-

chen Rettungsgeräte wie Hubrettungsfahrzeuge verfügt. 

 

 

5. Flächenübernahmen durch die Gemeinde 

 

Die Gemeinde übernimmt die laut Satzungsbeschluss festgesetzten öffentlichen Straßenverkehrs-

flächen und öffentlichen Grünflächen unentgeltlich sowie kosten- und lastenfrei in Ihr Eigentum. 

Die Einzelheiten werden die Vertragsparteien in einem gesondert abzuschließenden Grundstück-

sübertragungsvertrag regeln. 

 

 

6. Bauverpflichtungen 

 

Der Vorhabenträger verpflichtet sich zur Errichtung folgender mit der Umsetzung des Bebauungsplanes 

im Zusammenhang stehender Baulichkeiten: 

 

6.1. Kindertagesstätte 

 

6.1.1. Die Vertragsparteien stimmen darin überein, dass durch das Vorhaben ein Bedarf an mindestens 

12 Kindertagesplätzen hervorgerufen wird. Der Vorhabenträger hat den Wunsch geäußert, eine 

Kindertagesstätte mit insgesamt 77 Plätzen zu errichten. Nur eine Kindertagesstätte dieser Grö-

ßenordnung lasse sich nach Rücksprache mit möglichen Betreibern wirtschaftlich betreiben. Der 

Vorhabenträger verpflichtet sich zur Errichtungwird daher einer Kindertagesstätte mit 77 Kinderta-

gesplätzen innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des B-Plans gem. Anlage 2 zum städte-

baulichen Vertrag errichten und sichert für sich und etwaige Rechtsnachfolger in Abstimmung mit 

der Gemeinde die dauerhafte Nutzung und den Betrieb dieses Gebäudes als Kindertagesstätte in 

einem Umfang von mindestens 12 Plätzen entweder fachkundig im Eigenbetrieb oder durch einen 

fachkundigen Drittträger zu. Die Kindertagesstätte ist innerhalb der festgesetzten Gemeinbedarfs-

fläche für soziale Einrichtungen herzustellen, derzeit besteht keine Verfügbarkeit über die Flächen 

durch den Vorhabenträger oder die Gemeinde.  

Dessen ungeachtet vereinbaren die Parteien, dass die Kindertagesstätte in einem Zeitraum von 2 

Jahren zu errichten ist ab dem Zeitpunkt, an dem der Vorhabenträger oder die Gemeinde die Ver-

fügbarkeit über die Fläche des Flurstückes 340 erlangt hat.  

 

6.1.2. Der Vorhabenträger verpflichtet sich nach Eintritt nachfolgend aufgeführter Bedingungen zur Er-

richtung einer Kindertagesstätte mit 77 Kindertagesplätzen, wie unter 6.1.1 beschrieben, innerhalb 

des Vertragsgebietes gem. Anlage 1 zum städtebaulichen Vertrag und sichert für sich und etwaige 

Rechtsnachfolger in Abstimmung mit der Gemeinde die dauerhafte Nutzung und den Betrieb die-

ses Gebäudes als Kindertagesstätte im genannten Umfang in einem Umfang von mindestens 12 

Plätzen entweder fachkundig im Eigenbetrieb oder durch einen fachkundigen Drittträger zu. 

Formatiert: Einzug: Hängend:  0 cm
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Bedingungen: 

Innerhalb des B-Plans 18-01 ist eine Gemeinbedarfsfläche für soziale Einrichtungen festgesetzt. 

Auf dieser Fläche ist nach den städtebaulichen Grundsätzen die beabsichtigte Kindertagesstätte 

vorrangig zu errichten. Derzeit liegt seitens des Vorhabenträgers  der Gemeinde keine Verfügbar-

keit für die festgesetzte Gemeinbedarfsfläche vor, der Zeitpunkt der Verfügbarkeit ist derzeit nicht 

bestimmbar und davon abhängig, ob die Erwerbsbemühungen des Vorhabenträgers erfolgreich 

sein werden. 

Zum Zwecke der Vermeidung der Verschärfung der ungedeckten Bedarfssituation an Kinderta-

gesplätzen infolge der Realisierung des vom Vorhabenträgers geplanten Vorhabens ist Vorsorge 

zu leisten. Für den Fall, dass innerhalb von 2 Jahren nach Rechtskraft des B-Plans die kommuna-

le Verfügbarkeit über die festgesetzte Gemeinbedarfsfläche nicht eingetreten ist bzw. unmittelbar 

bevorsteht oder die Kindertagesstätte nicht durch etwaige Eigentümer oder Rechtsnachfolger in-

nerhalb der Gemeinbedarfsfläche errichtet wurde und betrieben wird, vereinbaren die Parteien da-

her, dass die in Absatz 1 benannte Kindertagesstätte unverzüglich innerhalb einer Frist von 2 Jah-

ren durch den Vorhabenträger auf der in Anlage 4 dargestellten Fläche zu realisieren ist. Der Vor-

habenträger verpflichtet sich, die in der Anlage 4 gekennzeichnete mögliche Ersatzfläche durch 

die Eintragung einer Baulast zu sichern. Sollte dem Vorhabenträger die eigentlich für die Kinderta-

gesstätte vorgesehene Gemeinbedarfsfläche zur Verfügung stehen, kann die Baulast wieder ge-

löscht werden. 

 

 

6.2. Kinderspielplatz 

 

Der Vorhabenträger verpflichtet sich nach Eintritt nachfolgend aufgeführter Bedingungen zur Errichtung 

eines Kinderspielplatzes in der Qualität der Ausführung mittlerer Art und Güte öffentlicher Spielplatzflä-

chen, soweit dieser Errichtung keine öffentlich- rechtlichen Vorschriften und/ oder Genehmigungsvorbe-

halte entgegenstehen. Was nicht genehmigt ist, muss der Vorhabenträger nicht errichten. Der Vorha-

benträger steht für die Erteilung von Genehmigungen nicht ein. 

Bedingungen: 

Innerhalb des B-Plans 18-01 ist eine öffentliche Grünfläche (ö1) mit der Zweckbestimmung Spielplatz 

festgesetzt. Auf dieser Fläche ist nach den städtebaulichen Grundsätzen der beabsichtigte Spielplatz 

vorrangig zu errichten. Derzeit liegt seitens der Gemeinde keine Verfügbarkeit für die festgesetzte Grün-

fläche vor, der Zeitpunkt der Verfügbarkeit ist derzeit nicht bestimmbar. 

Zum Zwecke der Vermeidung der Verschärfung der Bedarfssituation an Kinderspielplätzen ist Vorsorge 

zu leisten. Für den Fall, dass innerhalb von 2 Jahren nach Rechtskraft des B-Plans die kommunale Ver-

fügbarkeit über die festgesetzte Grünfläche (ö1) mit Zweckbestimmung Spielplatz nicht eingetreten ist 

bzw. unmittelbar bevorsteht oder der Kinderspielplatz nicht durch etwaige Eigentümer oder Rechtsnach-

folger innerhalb der Grünfläche (ö1) errichtet wurde vereinbaren die Parteien daher, dass der in Absatz 

1 benannte Kinderspielplatz unverzüglich innerhalb einer Frist von 1 Jahr durch den Vorhabenträger auf 

der in Anlage 5 dargestellten Fläche zu realisieren und an die Gemeinde zu übergeben ist. Der Vorha-

benträger verpflichtet sich, die in der Anlage 5 gekennzeichnete mögliche Ersatzfläche durch die Eintra-

gung einer Baulast zu sichern. Sollte dem Vorhabenträger die eigentlich für den Spielplatz vorgesehene 

Fläche zur Verfügung stehen, kann die Baulast wieder gelöscht werden. Die Erreichbarkeit des Kinder-

spielplatzes aus dem Vertragsgebiet ist seitens des Vorhabenträgers durch eine Baulast mit dem Inhalt 

„Gehrecht“ zu sichern. 

 

 

7.  Erschließung  

  

7.1 Der Vorhabenträger verpflichtet sich hiermit zur Planung und Herstellung der nachfolgend bezeich-

neten Erschließungsanlagen im eigenen Namen und auf eigene Rechnung, soweit diese unmittel-

bar und ausschließlich den innerhalb des in Ziffer 2.1 genannten Gebiet gelegenen Baugrundstü-

cken dient.  

 Die Erschließung wird in einem gesonderten Vertrag – Erschließungsvertrag – geregelt.  

    

7.2  Die erstmalige Herstellung der öffentlichen Erschließungsanlagen sowie deren etappenweise Aus-

führung erfolgt nach Maßgabe der durch die Gemeinde zu genehmigenden Ausbauplanung. Grund-

lagen dafür sind die Festsetzungen des Bebauungsplanes.  
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Die Vorgaben zu Art und Umfang der Erschließungsanlagen, die Baudurchführung und Termine, 

Fragen der Haftung und Verkehrssicherung während der Baudurchführung, Gewährleistung, Ab-

nahme und Übernahme der öffentlichen Erschließungsanlagen sowie weitere zu berücksichtigende 

Punkte werden mitin dem abzuschließenden Erschließungsvertrag geregelt.  

Die Projektsteuerung und Bauleitung der Erschließungsmaßnahmen werden durch den Vorhaben-

träger übernommen. Die vertragsgemäße Herstellung der Erschließungsanlagen bzw. der Etappe 

zeigt der Vorhabenträger der Gemeinde schriftlich an.  

Die Gemeinde verpflichtet sich ausdrücklich, die lt. Bebauungsplan festgelegten Erschließungsan-

lagen nach deren mangelfreier Fertigstellung und der gemeinsamen Abnahme durch die Gemeinde 

und den Erschließungsträger – auch in Etappen - in ihre Baulast zu übernehmen, nachdem sie Ei-

gentümerin der öffentlichen Erschließungsflächen geworden ist.  

  

    7.3 Durch den Vorhabenträger sind Verhandlungen mit den Versorgungsunternehmen bis zum Ab-
schluss der Erschließungsverträge zu führen.  

Der Erschließungsvertrag zur Herstellung der öffentlichen Abwasseranlagen und der Wasserver-

sorgungsanlagen ist zwischen dem Vorhabenträger und dem Zweckverband KMS abzuschließen.  

 

7.4 Für den Fall, dass der Vorhabenträger die noch nicht in seinem Eigentum stehenden Flächen (vgl. 

Ziffer 1.3) erwirbt, verpflichtet er sich, die dort für öffentliche Zwecke vorgesehenen Anlagen zu er-

richten. Dabei handelt es sich insbesondere um die Planstraße C, den Fußweg zwischen der Plan-

straße D und der Gemeinbedarfsfläche, sowie den Fußweg vom Ende der Planstraße I bis zur 

Rehagener Bahnhofstraße sowie um den einseitigen Gehweg an der Rehagener Bahnhofstraße im 

räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplangebietes. Es gelten dann die Regelungen dieses 

Vertrages sowie des Erschließungsvertrages entsprechend.  

 

8. Verpflichtung bei Veräußerung der  Grundstücke  

  

Der Vorhabenträger beabsichtigt, das Bebauungsplangebiet zu parzellieren und die einzelnen Baugrund-

stücke an Dritte zu veräußern. Ihm ist bekannt, dass die Aufstellung eines B-Plans geplant ist und er ist 

umfassend über den gegenwärtigen Planungs- und Aufstellungsstand informiert. Er verpflichtet sich, die 

Käufer vor Abschluss von Kaufverträgen davon in Kenntnis zu setzen. 

Der Vorhabenträger wird die nachfolgenden (privaten) Grundstückserwerber verpflichten, die Grünord-

nungsmaßnahmen entsprechend den Festsetzungen des Bebauungsplanes vorzunehmen, die auf den 

von ihnen erworbenen Grundstücken vorgesehen sind.  

  

 

9. Rücktrittsrecht 

  

Für den Fall, dass innerhalb von 24 Monaten nach Vertragsabschluss der Bebauungsplan für das Ver-

tragsgebiet nicht rechtsverbindlich wird oder von der Entwurfsfassung des vorliegenden Bebauungsplanes 

nicht nur unwesentlich abweicht, ist der Vorhabenträger berechtigt, von diesem Vertrag zurückzutreten.   

Ein Rücktritt ist durch schriftliche Erklärung gegenüber der Gemeinde auszuüben. Für den Fall des Rück-

tritts hat der Vorhabenträger keinen Anspruch auf Erstattung der bis zu diesem Zeitpunkt entstandenen 

Kosten und Aufwendungen.   

  

  

10. Haftungsausschluss zugunsten der Gemeinde  

  

Der Vorhabenträger und sein Rechtsnachfolger erkennen für sich die Festsetzungen des künftigen Be-

bauungsplans an und verzichten auf eventuelle sich hieraus ergebende Übernahme- und Geldentschädi-

gungsansprüche nach §§ 40 bis 44 BauGB.  

 

 

11. Sicherheitsleistung 

 

11.1 Zur Sicherung der sich aus diesem Vertrag für den Vorhabenträger ergebenden Verpflichtungen 

aus den Ziffern 4.1, 6.1 sowie 6.2 leistet dieser Sicherheit durch Übergabe einer unbefristeten 

selbstschuldnerischen Bürgschaft einer in der EU zugelassenen Bank in Höhe von 50.000,- Euro. 

Die Bürgschaft muss den Verzicht des Bürgen auf die Einreden der Anfechtung, Aufrechnung und 
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Vorausklage gem. §§ 770,771 BGB und auf Hinterlegung enthalten. Dies gilt nicht für die Aufrech-

nung mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen.  

  

Die Bürgschaft ist binnen einer Frist von einem Monat nach Unterzeichnung dieses Vertrages bei 

der Gemeinde zu hinterlegen. Die Bürgschaft wird durch die Gemeinde entsprechend der Erfüllung 

der einzelnen Verpflichtungen, ggfs. in Teilbeträgen, freigegeben. Für die im Erschließungsvertrag 

genannten Erschließungsanlagen ist eine gesonderte Bürgschaft zu übergeben.  

  

11.2 Im Falle der Zahlungsunfähigkeit des Erschließungsträgers ist die Gemeinde berechtigt, noch offen 

stehende Forderungen Dritter gegen den Erschließungsträger für Leistungen aus diesem Vertrag 

aus der Bürgschaft zu befriedigen.  

  

 

121. Rechtsnachfolge  

  

Die Verpflichtungen dieses Vertrages sind etwaigen Rechtsnachfolgern aufzuerlegen mit der Maßgabe, 

diese an weitere Rechtsnachfolger entsprechend weiter zu geben. 

   

 

132. Kündigung und Anpassung  

  

123.1  Eine Kündigung dieses Vertrages kann nur erfolgen, wenn die Ausführung des Vertrages tech-

nisch und / oder rechtlich unmöglich ist und sich eine Anpassung aus diesem Grund aus-

schließt.  

  

132.2  Die Gemeinde kann den Vertrag auch kündigen, wenn der Vorhabenträger eine wesentliche 

Pflicht aus diesem Vertrag schuldhaft  nicht einhält oder wenn über das Vermögen des Vorha-

benträgers ein Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröffnung des Insolvenzverfahrens man-

gels Masse abgelehnt wird. In diesem Fall hat der Vorhabenträger keinen Anspruch auf Erstat-

tung der bis zu diesem Zeitpunkt entstandenen Kosten und Aufwendungen.  

  

132.3 Eine Anpassung kann dann erfolgen, wenn der Vorhabenträger oder die Gemeinde die techni-

sche Unmöglichkeit oder wirtschaftliche Unvertretbarkeit oder rechtliche Unzulässigkeit einer 

Maßnahme nachweist oder wenn der festgesetzte Bebauungsplan von dem in diesem Vertrag 

angenommenen Nutzungskonzept nicht nur unwesentlich abweicht. Der Vorhabenträger oder 

die Gemeinde hat in diesem Fall den Nachweis zu erbringen, dass die vorgeschlagene alterna-

tive Maßnahme dem Vertragsziel gleichwertig dient. Die Vertragsanpassung bedarf der Schrift-

form.  

 

 

143. Schlussbestimmungen  

  

143.1  Die Vertragsveränderungen oder Ergänzungen bedürfen der Schriftform, soweit nicht die notariel-

le Form erforderlich ist;, Nebenabreden bestehen nicht. Der Vertrag ist fünffach auszufertigen. Die 

Gemeinde und die einzelnender Vorhabenträger erhalten je eine Ausfertigung.  

  

143.2 Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen berührt die Wirksamkeit der übrigen Regelungen   

  dieses Vertrages nicht. Die Vertragsparteien verpflichten sich, unwirksame Bestimmungen durch     

  solche zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck dieses Vertrages rechtlich und wirtschaftlich  

   entsprechen. Entsprechendes gilt für Vertragslücken.  

  

143.3.  Erfüllungsort und Gerichtsstand für diesen Vertrag ist – soweit zulässig - Zossen.  

 

   

154. Bestandteile des Vertrages  

 

Die nachfolgend aufgeführten Anlagen sind Bestandteile des Vertrages und diesem fest angefügt. 

 

- Anlage 1:  Vertragsgebiet 
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- Anlage 2: Räumlicher Geltungsbereich des B-Plans 

 

- Anlage 3: Ersatzhabitat Zauneidechsen (CEF 2) und Fledermäuse (CEF 1) 

 

- Anlage 4: Fläche A-B-C-D-E-F-A für KITA 

 

- Anlage 5: Fläche A-B-C-D-E-F-G-H-A für Kinderspielplatz 

 

 

165. Wirksamkeit des Vertrages  

 

Vorliegender Vertrag wird mit Unterschrift aller Vertragspartner rechtswirksam.  

 

 

 

 

  

  

                                                                                                                                                           

Ort, Datum                                         Ort, Datum 

  

  

  

   

  

Frank Broshog   Dietmar Wilke    

  

 

 

 

 

Christina Richter 


